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Verordnung uber die Erstattung von Aufwendungen nach dem
Gesetz zur Uberfiihrung von Anspriichen und Anwartschaften aus
Zusatz- und Sonderversorgungssystemen des Beitrittsgebiets
durch den Bund (AAUG-Erstattungsverordnung)

AAUGETrstV
Ausfertigungsdatum: 29.05.1992
Vollzitat:

"AAUG-Erstattungsverordnung vom 29. Mai 1992 (BGBI. | S. 999), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom
26. Februar 2025 (BGBI. 2025 | Nr. 65) geandert worden ist"

Stand: Zuletzt geandert durch Art. 1V v. 26.2.2025 | Nr. 65

FuBBnote

(+++ Textnachweis ab: 1.1.1992 +++)

Eingangsformel

Auf Grund des § 16 Abs. 2 des Anspruchs- und Anwartschaftsuberfuhrungsgesetzes vom 25. Juli 1991 (BGBI.
I S. 1606, 1677) verordnet der Bundesminister fir Arbeit und Sozialordnung im Einvernehmen mit dem
Bundesminister der Finanzen:

§ 1 Erstattungsfahige Aufwendungen

(1) Aufwendungen im Sinne des § 15 Abs. 1 des Anspruchs- und Anwartschaftstberfiihrungsgesetzes sind
1 Renten aus eigener Versicherung,

2 Renten wegen Todes, einschlieBlich der Zuschlage bei Waisenrenten,

3. Zusatzleistungen nach den §§ 106 und 107 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch,

4

der Teil des Beitrags zur Krankenversicherung, den nach § 249a des Funften Buches Sozialgesetzbuch die
Deutsche Rentenversicherung Bund zu tragen hat,

4a. (weggefallen)
Rententeilbetrdge aus Renten nach Artikel 2 des Renten-Uberleitungsgesetzes,
(weggefallen)

Leistungen, die nach § 307b Abs. 4 bis 7 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und § 4 des Anspruchs-
und Anwartschaftsiberflihrungsgesetzes besitzgeschitzt sind,

8. Leistungen zur Teilhabe.

(2) Aufwendungen im Sinne des § 15 Abs. 3 Satz 1 des Anspruchs- und Anwartschaftsiiberfuhrungsgesetzes sind
die Zahlbetrage von Leistungen nach den §§ 9 und 11 dieses Gesetzes.

§ 2 Berechnung der Erstattungsbetriage bei Renten und sonstigen Leistungen

(1) Erstattungsbetrag ist bei Renten, die nach den Vorschriften des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch
festgestellt sind, der aus personlichen Entgeltpunkten flr Zeiten der Zugehdrigkeit zu einem Zusatz- oder
Sonderversorgungssystem errechnete Monatsteilbetrag der Rente, der aufgrund der aus einem Zusatz-

oder Sonderversorgungssystem tberfuhrten Anspriche oder Anwartschaften zu zahlen ist. Fir Zeiten der
Zugehorigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem werden Entgeltpunkte, denen Verdienste von bis zu 7 200
Mark jahrlich zugrunde liegen, bei der Berechnung des erstattungsfahigen Betrages nicht bertcksichtigt. Nach
der Gesamtleistungsbewertung ermittelte Entgeltpunkte werden in dem Verhaltnis fir die Berechnung des
erstattungsfahigen Betrages berucksichtigt, in dem die fur die Ermittlung des Gesamtleistungswertes zugrunde
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gelegten Entgeltpunkte fir Zeiten der Zugehdrigkeit zu einem Zusatz- oder Sonderversorgungssystem zu allen
zugrunde gelegten Entgeltpunkten stehen. Zusatzleistungen und der von der Deutschen Rentenversicherung
Bund zu tragende Teil der Beteiligung an den Beitragen zur Krankenversicherung sind in dem Verhaltnis
aufzuteilen, in dem die entsprechend ermittelten persénlichen Entgeltpunkte zu allen persdnlichen
Entgeltpunkten stehen. Zuschlage bei Waisenrenten bestehen in dem Verhaltnis aus erstattungsfahigen
Aufwendungen, in dem die ihnen zugrunde liegenden persénlichen Entgeltpunkte auf Zeiten der Zugehdrigkeit

zu einem Zusatz- oder Sonderversorgungssystem entfallen. Vermindert sich der Monatsbetrag der Rente bei
Anwendung der Anrechnungsvorschriften, ist der erstattungsfahige Betrag in dem gleichen Verhaltnis zu mindern.

(1a) FUhrt die Vergleichsberechnung nach § 307b Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 3 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch zu einem héheren Rentenbetrag, ist fir die anteilige Erstattung dieses Erh6hungsbetrages das
Verhaltnis maBgeblich, in dem bisher die nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch berechnete Rente aufgeteilt
worden war. Fur die anteilige Erstattung der auf den Erh6hungsbetrag nach Satz 1 entfallenden Zusatzleistungen
sowie den darauf entfallenden von der Deutschen Rentenversicherung Bund zu tragenden Teil des Beitrags zur
Krankenversicherung gilt Satz 1 entsprechend.

(2) Erstattungsbetrag ist bei Renten nach Artikel 2 des Renten-Uberleitungsgesetzes der Monatsteilbetrag der
Rente, der dem Verhaltnis entspricht, in dem die Steigerungsbetrage flir Zeiten der Zugehérigkeit zu einem
Sonderversorgungssystem zu allen Steigerungsbetragen stehen. Zusatzleistungen und der von der Deutschen
Rentenversicherung Bund zu tragende Teil der Beteiligung an den Beitrdgen zur Krankenversicherung sind

in dem Verhaltnis erstattungsfahiger Aufwand, in dem der erstattungsfahige Gesamtbetrag zur Summe der
Rentenzahlbetrage steht.

(3) Erstattungsbetrag ist bei Leistungen nach § 307b Abs. 4 bis 7 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch

und § 4 Abs. 4 des Anspruchs- und Anwartschaftsuberfiihrungsgesetzes auch der Betrag, der zusatzlich zu

der Rente aufgrund der aus einem Zusatz- oder Sonderversorgungssystem Uberflihrten Anspriiche oder
Anwartschaften zu zahlen ist. Als zusatzlich gezahlter Betrag gilt der Betrag, um den der nach § 307b Abs.

4 Satz 2 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch maligebliche Zahlbetrag die nach § 307b Abs. 1 Satz 3 des
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch ermittelte Rente Ubersteigt; hierbei sind auch Aufwendungen zu erstatten,
die sich aus einer Anpassung des besitzgeschitzten Zahlbetrages nach § 307b Abs. 5 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch ergeben. Als zusatzlich gezahlter Betrag qgilt der Betrag, um den der besitzgeschitzte Betrag
den Monatsbetrag der Rente Ubersteigt, jedoch begrenzt auf die Hohe der Gberfuhrten Leistung aus dem Zusatz-
oder Sonderversorgungssystem. Zusatzleistungen und der von der Deutschen Rentenversicherung Bund zu
tragende Teil der Beteiligung an den Beitragen zur Krankenversicherung sind in dem Verhaltnis erstattungsfahiger
Aufwand, in dem die Leistung aus dem Zusatz- oder Sonderversorgungssystem zu dem nach § 307b Abs. 4 Satz 2
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch malgeblichen Betrag steht.

(4) Der Erstattungsbetrag fur Leistungen zur Teilhabe fiir das Jahr 2016 betragt 80 Millionen Euro. Dieser Betrag
wird ab dem Jahr 2017 jahrlich um 4 Millionen Euro gemindert.

(5) Erstattungsbetrag ist bei Leistungen nach den §§ 9 und 11 des Anspruchs- und
Anwartschaftsiberfihrungsgesetzes die durch die Deutsche Rentenversicherung Bund ausgezahlte Leistung in
der vom Versorgungstrager mitgeteilten Héhe.

(6) Erstattungsbetrag ist bei Rentenzuschlagen nach § 307j des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch der jeweilige
Anteilswert der Anlage multipliziert mit dem Betrag der monatlich fir den Zeitraum vom 1. Juli 2024 bis zum 30.
November 2025 ausgezahlten Rentenzuschlage.

§ 3 Erstattung der Verwaltungskosten

Der Deutschen Rentenversicherung Bund werden zur Durchfihrung des Anspruchs- und
Anwartschaftsuberfliihrungsgesetzes erforderliche Verwaltungskosten im Jahre 2016 in Héhe von 10 Millionen Euro
erstattet. Dieser Betrag wird ab dem Jahr 2017 jahrlich um 0,5 Millionen Euro vermindert. In einem Abstand von
funf Jahren, erstmals im Jahre 2021, ist der Erstattungsbetrag auf seine Angemessenheit zu Uberprifen.

§ 4 Erfassung der Aufwendungen

(1) Die Aufwendungen der Deutschen Rentenversicherung Bund fir Leistungen nach dem Anspruchs- und
Anwartschaftsiberfihrungsgesetz werden dem Bundesamt fiir Soziale Sicherung monatlich und in Jahresbetragen
nachgewiesen.

(2) Dem Bundesamt flr Soziale Sicherung sind die Aufwendungen nachzuweisen fir Leistungen aus den
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- Zusatzversorgungssystemen nach Anlage 1 Nr. 1 bis 22 zum Anspruchs- und
Anwartschaftstberfihrungsgesetz in jeweils einer Summe zusammengefaRt,

- Sonderversorgungssystemen nach Anlage 2 Nr. 1, 2, 3 und 4 zum Anspruchs- und
Anwartschaftstberfihrungsgesetz jeweils getrennt, wobei zusatzlich nach in die Rentenversicherung
Uberflhrten und von der Deutschen Rentenversicherung Bund ausgezahlten Versorgungsleistungen zu
unterscheiden ist.

(3) Die Deutsche Rentenversicherung Bund teilt dem Bundesamt flr Soziale Sicherung jeweils fur den Monat
Dezember eines Jahres auch die Anzahl der Zahlfalle fur die Zusatzversorgungssysteme nach der Anlage 1

Nr. 1 bis 22 und Nr. 23 bis 27 zum Anspruchs- und Anwartschaftsiberfihrungsgesetz jeweils in einer Summe
zusammengefalSt und fur die Sonderversorgungssysteme nach Anlage 2 Nr. 1, 2, 3 und 4 zum Anspruchs-

und Anwartschaftsuberfiihrungsgesetz jeweils getrennt mit, wobei zusatzlich nach in die Rentenversicherung
Uberflhrten und von der Deutschen Rentenversicherung Bund lediglich ausgezahlten Versorgungsleistungen
zu unterscheiden ist. Das Bundesamt fur Soziale Sicherung teilt den Betrag der Verwaltungskostenerstattung,
den Ausgleichsbetrag und den Erstattungsbetrag bei Leistungen zur Teilhabe in dem Verhaltnis auf, in dem die
jeweilige Anzahl der Zahlfalle aus Uberflhrten Versorgungen nach Satz 1 zur Summe dieser Zahlfalle steht.

§ 5 Vorschiisse

Auf die jahrlichen Erstattungsbetrage nach den §§ 2 und 3 leistet der Bund jeweils am Auszahlungstag der
Rentenleistung in das Inland monatliche Vorschiisse. Das Bundesamt flir Soziale Sicherung setzt die Vorschisse
fest.

§ 6 Durchfiihrung des Erstattungsverfahrens und der Abrechnung

(1) Das Erstattungsverfahren wird fur das Kalenderjahr durchgefuhrt. Dabei sind die Aufwendungen zu
bertcksichtigen, die rechnungsmaBig dem Kalenderjahr zuzuordnen sind.

(2) Das Bundesamt fir Soziale Sicherung stellt die Summe der vom Bund geleisteten monatlichen Vorschisse den
endgultigen Erstattungsbetragen gegeniber und fuhrt die SchluBabrechnung durch.

§ 7 Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1992 in Kraft.
SchluBRformel

Der Bundesrat hat zugestimmt.

Anlage (zu § 2 Absatz 6)
Anteilswerte nach § 2 Absatz 6

(Fundstelle: BGBI. 2025 I Nr. 65, S. 2)

Anteilswerte knappschaftliche Rentenversicherung Bereich Ost Bereich West
Zusatzversorgung nach Anlage 1 Nummer 1 - 22 zum Anspruchs- und 0,964007 % 0,025288 %
Anwartschaftstberfiihrungsgesetz
Zusatzversorgung nach Anlage 1 Nummer 23 - 26 zum Anspruchs- und 0,001992 % 0,000246 %

Anwartschaftstuberfiihrungsgesetz

Zusatzversorgung nach Anlage 1 Nummer 27 zum Anspruchs- und 0,039842 % 0,001306 %
Anwartschaftsliberfiihrungsgesetz

Sonderversorgung nach Anlage 2 Nummer 1 zum Anspruchs- und 1,041501 % 0,046055 %
Anwartschaftstberfiihrungsgesetz

Sonderversorgung nach Anlage 2 Nummer 2 zum Anspruchs- und 0,442752 % 0,014084 %
Anwartschaftstuberfliihrungsgesetz

Sonderversorgung nach Anlage 2 Nummer 3 zum Anspruchs- und 0,028261 % 0,000576 %
Anwartschaftsliberfiihrungsgesetz

- Seite 3von 4 -



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts fiir
Justiz - www.gesetze-im-internet.de

Anteilswerte knappschaftliche Rentenversicherung

Bereich Ost

Bereich West

Sonderversorgung nach Anlage 2 Nummer 4 zum Anspruchs- und
Anwartschaftsliberfiihrungsgesetz

0,455721 %

0,017217 %

Pensionsstatut Carl-Zeiss-Stiftung Jena nach § 1 Absatz 1 des
Zusatzversorgungssystem-Gleichstellungsgesetzes

0,013696 %

0,000627 %

Anteilswerte allgemeine Rentenversicherung

Bereich Ost

Bereich West

Zusatzversorgung nach Anlage 1 Nummer 1 - 22 zum Anspruchs- und
Anwartschaftsliberfiihrungsgesetz

1,301967 %

0,030701 %

Zusatzversorgung nach Anlage 1 Nummer 23 - 26 zum Anspruchs- und
Anwartschaftstberfiihrungsgesetz

0,007310 %

0,000302 %

Zusatzversorgung nach Anlage 1 Nummer 27 zum Anspruchs- und
Anwartschaftstuberfiihrungsgesetz

0,048652 %

0,001488 %

Sonderversorgung nach Anlage 2 Nummer 1 zum Anspruchs- und
Anwartschaftsliberfiihrungsgesetz

0,737330 %

0,034741 %

Sonderversorgung nach Anlage 2 Nummer 2 zum Anspruchs- und
Anwartschaftstberfiihrungsgesetz

0,450682 %

0,015388 %

Sonderversorgung nach Anlage 2 Nummer 3 zum Anspruchs- und
Anwartschaftstuberfiihrungsgesetz

0,036188 %

0,001171 %

Sonderversorgung nach Anlage 2 Nummer 4 zum Anspruchs- und
Anwartschaftsliberfiihrungsgesetz

0,376653 %

0,011810 %

Pensionsstatut Carl-Zeiss-Stiftung Jena nach § 1 Absatz 1 des
Zusatzversorgungssystem-Gleichstellungsgesetzes

0,026719 %

0,001602 %

- Seite 4 von 4 -




	Verordnung über die Erstattung von Aufwendungen nach dem Gesetz zur Überführung von Ansprüchen und Anwartschaften aus Zusatz- und Sonderversorgungssystemen des Beitrittsgebiets durch den Bund (AAÜG-Erstattungsverordnung)
	Fußnote
	Eingangsformel 
	§ 1 Erstattungsfähige Aufwendungen
	§ 2 Berechnung der Erstattungsbeträge bei Renten und sonstigen Leistungen
	§ 3 Erstattung der Verwaltungskosten
	§ 4 Erfassung der Aufwendungen
	§ 5 Vorschüsse
	§ 6 Durchführung des Erstattungsverfahrens und der Abrechnung
	§ 7 Inkrafttreten
	Schlußformel 
	Anlage (zu § 2 Absatz 6)Anteilswerte nach § 2 Absatz 6


